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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Der Entwurf bezweckt die Verankerung einer opferbezogenen 
Vollzugsgestaltung im Strafvollzugsgesetz, den Wegfall des Erfor-
dernisses der Zustimmung des Gefangenen zur Verlegung in den 
offenen Vollzug und die Berücksichtigung der Bereitschaft des 
Gefangenen zur Mitwirkung an der Erreichung des Vollzugszieles 
bei der Gewährung von Urlaub und Vollzugslockerungen. Ferner 
sollen Maßnahmen zur Erschwerung des Einbringens von uner-
laubten Gegenständen, insbesondere Drogen, in die Justizvoll-
zugsanstalten beim Schriftverkehr, beim Paketempfang und bei 
der Rückkehr des Gefangenen in die Anstalt nach Vollzugslocke-
rungen ermöglicht werden. 

Der Entwurf bezweckt weiterhin die maßvolle Erhöhung des 
Arbeitsentgelts der Gefangenen im Rahmen der Möglichkeiten der 
öffentlichen Haushalte. 

B. Lösung 

Änderung der einschlägigen Vorschriften im Strafvollzugsgesetz 
und im Gerichtskostengesetz. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der Bund wird durch die Ausführung dieses Gesetzes mit Kosten 
nicht belastet. 

Für die Länder entstehen laufende Mehrausgaben. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (131) — 443 02 — Str 118/88 
Bonn, den 8. Dezember 1988 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 592. Sitzung am 23. September 1988 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581, 2088; 1977 I S. 436), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Januar 1987 (BGBl. I 
S. 475), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Zur Erreichung des Vollzugszieles sollen die 
Einsicht des Gefangenen in die Folgen der Tat, 
insbesondere für das Tatopfer, geweckt und 
geeignete Formen des Ausgleichs angestrebt 
werden." 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „der An-
stalt" durch die Worte „einer Justizvollzugsan-
stalt " ersetzt. 

2. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 wird das Wort „und" gestrichen 
und durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 8 wird der Punkt gestrichen und 
das Wort „und" angefügt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

„9. Maßnahmen zum Ausgleich der Tatfol-
gen. " 

3. In § 10 Abs. 1 werden die Worte „mit seiner Zu-
stimmung" gestrichen. 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ausgang kann zur Erledigung persönlicher 
Angelegenheiten, zum Besuchsempfang au-
ßerhalb der Anstalt anstelle eines Besuchs in 
der Anstalt (§ 24), im Rahmen der Freizeitge-
staltung oder sonst aus Gründen der Behand-
lung gewährt werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Diese Lockerungen dürfen mit Zustim-
mung des Gefangenen angeordnet werden, 
wenn er dafür geeignet erscheint und nament-
lich nicht zu befürchten ist, daß er sich dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die 
Lockerungen des Vollzuges zu Straftaten miß-
brauchen werde. Bei der Entscheidung ist auch 
zu berücksichtigen, ob der Gefangene durch 
sein Verhalten im Vollzug die Bereitschaft 
zeigt, an der Erreichung des Vollzugszieles, 

namentlich an den in § 7 Abs. 2 genannten Be-
handlungsmaßnahmen, mitzuwirken. " 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein Gefangener kann aus der Haft beur-
laubt werden. § 11 Abs. 2 gilt entsprechend." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) Der Urlaub darf höchstens einundzwan-
zig Kalendertage in einem Vollstreckungsjahr, 
insgesamt jedoch nicht mehr als zwei Tage für 
jeden angefangenen Kalendermonat der vor-
aussichtlichen Vollzugsdauer, betragen. Die 
Tage, an denen der Urlaub beginnt oder endet, 
gelten als Urlaubstage; sie gelten zusammen 
nur als ein Urlaubstag, wenn die Abwesenheit 
des Gefangenen von der Anstalt an diesen Ta-
gen zusammen vierundzwanzig Stunden nicht 
überschreitet. " 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wird 
wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Urlaub aus dem geschlossenen Voll-
zug soll in der Regel erst gewährt werden, 
wenn der Gefangene sich mindestens sechs 
Monate im Strafvollzug befunden hat. " 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

e) Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen. 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

In der Überschrift, in Absatz 1 sowie in Absatz 2 
Satz 1 und 2 wird hinter dem Wort „Lockerungen" 
ein Komma gesetzt; die Worte „und Urlaub " wer-
den durch die Worte „Urlaub und andere begün-
stigende Maßnahmen" ersetzt. 

7. In § 15 Abs. 4 Satz 1 und § 39 Abs. 1 Satz 2 wird 
jeweils das Zitat „§ 11 Abs. 1 Nr. 1" durch das 
Zitat „ § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1" ersetzt. 

8. § 22 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Verfügt der Gefangene ohne eigenes Ver-
schulden nicht über Haus- oder Taschengeld, so 
kann er im Monat bis zum sechsfachen, nach 
sechs Monaten bis zum zehnfachen Tagessatz der 
Eckvergütung (§ 43 Abs. 1) vom Eigengeld ein-
kaufen. Verfügt er ohne eigenes Verschulden im 
Monat über weniger Haus- und Taschengeld als 
den in Satz 1 genannten Betrag, so darf er den 
daran fehlenden Betrag aus seinem Eigengeld für 
den Einkauf verwenden." 

9. In § 25 Nr. 1, § 27 Abs. 1 Satz 1, § 28 Abs. 2 Nr. 1, 
§ 31 Abs. 1 Nr. 1, § 34 Abs. 1 Nr. 1, § 68 Abs. 2 
Satz 2, § 70 Abs. 2 Nr. 2 und § 83 Abs. 4 werden 



Drucksache 11/3694 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

die Worte „der Anstalt" durch die Worte „einer 
Justizvollzugsanstalt" ersetzt. 

10. In § 26 Satz 4 und § 27 Abs. 4 Satz 3 wird jeweils 
das Zitat „§ 29 Abs. 1 Satz 2 und 3" durch das 
Zitat „§ 29a" ersetzt. 

11. In § 27 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„Der Anstaltsleiter kann anordnen, daß für das 
Gespräch zwischen dem Gefangenen und seinem 
Verteidiger Vorrichtungen vorzusehen sind, die 
die Übergabe von Schriftstücken und anderen 
Gegenständen ausschließen, wenn dies zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwen-
dung einer schwerwiegenden Störung der Ord-
nung der Anstalt unerläßlich ist. Trifft der An-
staltsleiter eine Anordnung nach Satz 2, ist die 
Übergabe von Schriftstücken und sonstigen Un-
terlagen (Absatz 4 Satz 2) auf andere Weise zu 
ermöglichen. § 29 a bleibt unberührt." 

12. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 gestri-
chen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) Soweit der Schriftwechsel nicht über-
wacht werden darf, können B riefe an den Ge-
fangenen in dessen Gegenwart geöffnet und 
auf die Identität des Absenders sowie auf uner

-

laubte Gegenstände überprüft werden, wenn 
dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt unerläßlich ist. Von dem gedankli-
chen Inhalt der Schreiben darf nicht Kenntnis 
genommen werden. " 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

13. Nach § 29 wird folgender § 29 a eingefügt: 

„§29a 

Überwachung des Schriftverkehrs mit 
Verteidigern in besonderen Fällen 

(1) Der Schriftwechsel des Gefangenen mit sei-
nem Verteidiger wird überwacht, wenn dem Voll-
zug der Freiheitsstrafe eine Straftat nach § 129 a 
des Strafgesetzbuches zugrunde liegt; § 148 
Abs. 2 und § 148 a der Strafprozeßordnung gelten 
entsprechend. Dies gilt auch, wenn gegen den 
Strafgefangenen im Anschluß an die dem Vollzug 
der Freiheitsstrafe zugrundeliegende Verurtei-
lung eine Freiheitsstrafe wegen einer Straftat 
nach § 129 a des Strafgesetzbuches zu vollstrek-
ken ist. 

(2)Absatz 1 gilt nicht, wenn der Gefangene sich 
in einer Einrichtung des offenen Vollzuges befin-
det oder wenn ihm Lockerungen des Vollzuges 
gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 zweiter 
Halbsatz oder Urlaub gemäß § 13 oder § 15 Abs. 3 
gewährt worden sind und ein Grund, der den An-
staltsleiter nach § 14 Abs. 2 zum Widerruf oder zur 
Zurücknahme von Lockerungen und Urlaub er-
mächtigt, nicht vorliegt. Von den Maßnahmen 
nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn der 
Gefangene gemäß § 17 Abs. 1 oder 2 oder § 18 

Abs. 1 Satz 2 während der Arbeit, Freizeit oder 
Ruhezeit gemeinschaftlich untergebracht oder 
wenn ihm gestattet ist, unüberwacht Besuch zu 
empfangen." 

14. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) Der Gefangene kann nach seiner Wahl 
statt des Paketempfanges nach Absatz 1 Satz 1 
Nahtangs- und Genußmittel aus einem von der 
Anstalt vermittelten Angebot von dem Geld 
kaufen, das zu diesem Zweck für ihn einge-
zahlt wird. Die Vollzugsbehörde kann dafür 
einen Höchstbetrag festsetzen. § 22 Abs. 2 und 
§ 51 Abs. 4 Satz 1 gelten entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie 
folgt gefaßt: 

„(4) Ist zu befürchten, daß durch den Emp-
fang von Paketen Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt gefährdet werden, so kann der Paket-
empfang versagt werden. Das Recht des Ge-
fangenen auf Einkauf nach Absatz 2 bleibt un-
berührt. " 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

15. § 34 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 wird der Punkt durch ein Komma er- 
• setzt; folgende Worte werden angefügt: 

„oder die mit einem Gnadenverfahren befaßt 
sind. " 

16. In § 35 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 und § 36 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 Satz 1 wird jeweils das Zitat „§ 11 
Abs. 2" durch das Zitat „§ 11 Abs. 2 Satz 1" er-
setzt. 

17. § 39 wird wie folgt gefaßt: 

„§39 

(1) Dem Gefangenen soll gestattet werden, auf 
der Grundlage eines freien Beschäftigungsver-
hältnisses außerhalb der Anstalt einer Arbeit, Be-
rufsausbildung, beruflichen Fortbildung oder 
Umschulung nachzugehen oder an anderen aus-
bildenden oder weiterbildenden Maßnahmen 
teilzunehmen. 

(2) Dem Gefangenen kann gestattet werden, 
sich selbst zu beschäftigen, wenn dies aus wichti-
gen Gründen geboten ist. Selbstbeschäftigung 
außerhalb der Anstalt darf nur gestattet werden, 
wenn der Gefangene hierfür geeignet ist und er 
nur auf diese Weise seine freiberufliche oder ge-
werbliche Existenz erhalten kann. 

(3)Die Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 dürfen 
nur angeordnet werden, wenn sie im Rahmen des 
Vollzugsplanes dem Ziel dienen, Fähigkeiten für 
eine Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu ver-
mitteln, zu erhalten oder zu fördern und nicht 
überwiegende Gründe des Vollzuges entgegen- 
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stehen. § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 und § 14 
bleiben unberührt. 

(4) Die Vollzugsbehörde kann verlangen, daß 
ihr das Entgelt zur Gutschrift für den Gefangenen 
überwiesen wird. " 

18. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „ein angemessenes 
Taschengeld" durch die Worte „auf seinen An-
trag ein Taschengeld" ersetzt. 

b) Nach Satz 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Das Taschengeld wird nach Arbeitstagen be-
rechnet und beträgt 25 vom Hundert des Ta-
gessatzes der Eckvergütung (§ 43 Abs. 1). Auf 
das Taschengeld werden Hausgeld und Eigen-
geld angerechnet. " 

19. In § 47 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „dreißig 
Deutsche Mark" durch die Worte „den fünffachen 
Tagessatz der Eckvergütung nach § 43 Abs. 1" 
ersetzt. 

20. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Zu-
stimmung" die Worte „belassen oder" einge-
fügt. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ohne Zustimmung darf er Sachen von gerin-
gem Wert von einem anderen Gefangenen an-
nehmen oder an einen anderen Gefangenen 
abgeben; die Vollzugsbehörde kann An-
nahme, Abgabe und Gewahrsam auch dieser 
Sachen von ihrer Zustimmung abhängig ma-
chen. " 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „einge-
brachte" gestrichen. 

21. § 84 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 84 

Durchsuchung, Untersuchung 

(1) Der Gefangene, seine Sachen und die Haft-
räume dürfen durchsucht werden. 

(2) Der Gefangene darf untersucht werden. 
Eine mit einem körperlichen Eingriff verbundene 
Untersuchung ist nur zulässig, wenn im Einzelfall 
bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, 
daß sich im Körperinnern des Gefangenen Ge-
genstände befinden, die geeignet sind, die Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt zu gefährden. 

(3) Eine mit einem körperlichen Eingriff ver-
bundene Untersuchung darf nur durch den Arzt 
oder unter dessen Leitung durchgeführt werden. 
Im übrigen dürfen bei der Durchsuchung oder 
Untersuchung männlicher Gefangener nur Män-
ner, bei der Durchsuchung oder Untersuchung 
weiblicher Gefangener nur Frauen anwesend 
sein. Das Schamgefühl ist zu schonen. Eine mit 
einer Entkleidung verbundene körperliche 
Durchsuchung oder Untersuchung muß in einem 

geschlossenen Raum durchgeführt werden; an-
dere Gefangene dürfen nicht anwesend sein. 

(4) Der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, 
daß Gefangene bei der Aufnahme und nach jeder 
Abwesenheit von der Anstalt nach Absatz 3 Satz 4 
zu durchsuchen und zu untersuchen sind. Im übri-
gen ist eine Durchsuchung oder Untersuchung 
nach Absatz 3 Satz 4 nur bei Gefahr im Verzuge 
oder auf Anordnung des Anstaltsleiters im Einzel-
fall zulässig. " 

22. § 93 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei der Geltendmachung von Forderungen 
der Vollzugsbehörde gegen den Gefangenen 
kann auch ein den vierfachen Tagessatz der Eck-
vergütung nach § 43 Abs. 1 übersteigender Teil 
des Hausgeldes (§ 47) und des Taschengeldes 
(§ 46) in Anspruch genommen werden." 

23. In § 120 Abs. 2 werden die Worte „des Armen-
rechts" durch die Worte „der Prozeßkostenhilfe" 
ersetzt. 

24. Nach § 120 wird folgender § 120a eingefügt: 

„§ 120a 

Kostenvorschuß 

(1) Ist die Zahlung eines Kostenvorschusses an-
geordnet (§ 67 a des Gerichtskostengesetzes), soll 
vom Gericht unter Hinweis auf die nach Absatz 3 
eintretenden Folgen eine Frist bestimmt werden, 
sofern nicht dem Antragsteller Prozeßkostenhilfe 
bewilligt ist. 

(2) Vor Zahlung des Vorschusses soll keine ge-
richtliche Handlung vorgenommen werden, es sei 
denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß die Ver-
zögerung dem Antragsteller einen nicht oder nur 
schwer zu ersetzenden Nachteil bringen würde. 

(3) Nach fruchtlosem Ablauf der nach Absatz 1 
bestimmten Frist wird der Antrag durch Beschluß 
zurückgewiesen. Der Beschluß ist mit sofortiger 
Beschwerde anfechtbar. Er ist von dem Gericht, 
das ihn erlassen hat, von Amts wegen aufzuhe-
ben, wenn sich herausstellt, daß die Zahlung in-
nerhalb der gesetzten Frist eingegangen ist." 

25. § 121 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Im übrigen gelten die §§ 464 bis 473 der 
Strafprozeßordnung und § 162 Abs. 2 Satz 2 
der Verwaltungsgerichtsordnung entspre-
chend." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Für die Kosten des Verfahrens nach den 
§§ 109 ff. kann auch ein den vierfachen Tages-
satz der Eckvergütung nach § 43 Abs. 1 über- 
steigender Teil des Hausgeldes (§ 47) und des 
Taschengeldes (§ 46) in Anspruch genommen 
werden. " 

26. § 133 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
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„(2) Das Taschengeld (§ 46) beträgt 40 vom 
Hundert des Tagessatzes der Eckvergütung (§ 43 
Abs. 1)." 

27. In § 152 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Eine Einweisung in Abweichung vom Voll-
streckungsplan ist nur aus den in §§ 8, 65 und 85 
genannten Gründen zulässig. § 153 gilt entspre-
chend." 

28. In § 156 Abs. 3 werden die Worte „die Durchsu-
chung nach § 84 Abs. 2" durch die Worte „die 
Durchsuchung und die Untersuchung nach § 84 
Abs. 3 Satz 4" ersetzt. 

29. § 176 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „ein angemes-
senes Taschengeld" durch die Worte „auf 
Antrag ein Taschengeld" ersetzt. 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„§ 46 Satz 3 und 4 gilt entsprechend." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Im übrigen gelten die §§ 44, 47, 49 bis 52 
und 93 entsprechend." 

30. § 177 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 93 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
daß nach § 93 Abs. 2 die Hälfte der Bezüge 
nach diesem Gesetz in Anspruch genommen 
werden kann. " 

31. In § 195 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Dies gilt auch dann, wenn die Beiträge des Ar-
beitnehmers vom Arbeitgeber zu tragen wä-
ren. " 

32. § 199 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „ein angemes-
senes Taschengeld" durch die Worte „auf sei-
nen Antrag ein Taschengeld" ersetzt und fol-
gende Sätze angefügt: 

„Das Taschengeld wird nach Arbeitstagen be-
rechnet und beträgt 25 vom Hundert des Ta-
gessatzes der Eckvergütung (§ 43 Abs. 1). Auf 
das Taschengeld werden Hausgeld und Eigen-
geld angerechnet. " 

b) In Nummer 2 werden die Worte „zwei Drittel" 
durch die Worte „60 vom Hundert" ersetzt. 

c) In Nummer 5 werden die Worte „ein angemes-
senes Taschengeld" durch die Worte „auf sei-
nen Antrag ein Taschengeld" ersetzt und fol-
gender Satz angefügt: 

„§ 46 Satz 2 und 3 gilt entsprechend." 

33. § 200 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „fünf" durch das 
Wort „sechs" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Jahreszahl „1980" durch 
die Jahreszahl „1993" ersetzt. 

34. In § 201 Nr. 2 wird die Jahreszahl „1988" durch 
die Jahreszahl „1993"  ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert:  

Nach § 67 wird folgender § 67 a eingefügt: 

„§ 67 a 

Vorschuß in Verfahren nach dem 
Strafvollzugsgesetz 

In Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz hat 
der Antragsteller auf Anordnung des Gerichts einen 
Vorschuß in Höhe der Gebühr für die Zurückwei-
sung des Antrages und der Auslagen für die Zustel-
lung des Beschlusses zu zahlen. Das Gericht setzt 
den Wert vorläufig fest. " 

Artikel 3 

Neufassung des Strafvollzugsgesetzes 

Der Bundesminister der Justiz kann den Wortlaut 
des Strafvollzugsgesetzes in der nach dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes geltenden Fassung im Bundesge-
setzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver-
kündung folgenden siebenten Kalendermonats in 
Kraft. Zugleich wird § 93 Abs. 2 des Strafvollzugsge-
setzes in Kraft gesetzt. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/3694 

Begründung 

A. Allgemeines 

Die Justizminister und -senatoren haben in ihrer 
57. Konferenz vom 16. bis 18. September 1986 die Er-
fahrungen mit dem Strafvollzugsgesetz aus nahezu 
zehnjähriger Praxis erörtert. Sie sind zu dem Ergebnis 
gelangt, daß sich dieses Gesetz bewährt hat. Es stellt 
trotz zahlreicher Vorschriften, die wegen ihrer erheb-
lichen finanziellen Auswirkungen noch suspendiert 
bleiben müssen, einen bedeutsamen gesellschaftspo-
litischen Schritt für die Wiedereingliederung Straffäl-
liger dar und gewährleistet gleichzeitig den notwen-
digen Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Strafta-
ten. 

Die Erfahrungen mit diesem Gesetz haben anderer-
seits aber auch gezeigt, daß die eine oder andere Re-
gelung den Anforderungen der Praxis nicht genügt. 
Die Justizminister und -senatoren hielten es daher für 
geboten, Möglichkeiten einer Weiterentwicklung und 
die Notwendigkeit der Änderung einzelner Vorschrif-
ten zu prüfen. Sie beauftragten den Strafvollzugsaus-
schuß der Länder, konkrete Änderungsvorschläge zu 
unterbreiten. 

Die vom Strafvollzugsausschuß der Länder zur Wei-
terentwicklung und Änderung des Strafvollzugsge-
setzes erarbeiteten Vorstellungen, die von redaktio-
nellen Änderungen über notwendige klarstellende 
Formulierungen bis hin zu Vorschlägen reichen, die 
substantielle Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes 
tangieren, sind auf der 58. Konferenz der Justizmini-
ster und -senatoren vom 2. bis 4. Juni 1987 erörtert 
worden. Eine Reihe dieser Vorschläge hat die Billi-
gung der Justizministerkonferenz gefunden. Diesem 
Ergebnis trägt der vorliegende Entwurf Rechnung. 

Er bezweckt unter anderem, das in § 2 Satz 1 statu-
ierte Prinzip der sozialen Verantwortung auch in einer 
opferbezogenen Vollzugsgestaltung gesetzlich zu 
verankern. Bisher hat die Opferperspektive mit Aus-
nahme der in § 73 angesprochenen Schadenswieder-
gutmachung keinen Eingang gefunden. Diese Ab-
kopplung der Verantwortlichkeit für das Geschehene 
schadet dem Wiedereingliederungsgedanken, den 
berechtigten Interessen von Tatopfern auf Ausgleich 
und der Akzeptanz des Strafvollzuges bei den Bür-
gern in Freiheit. Im Gegensatz zum Strafvollzug spie-
len Fragen des Täter-Opfer-Ausgleichs in der ambu-
lanten Strafrechtspflege eine zunehmende Rolle und 
haben durch das am 1. April 1987 in Kraft getretene 
Opferschutzgesetz sogar in der Grundsatznorm des 
§ 46 StGB Anerkennung gefunden. Diese Entwick-
lung sollte vor den Vollzugsanstalten nicht haltma-
chen, zumal in der Vollzugspraxis erste und ermuti-
gende Erfahrungen mit modellhaften Bemühungen 
um einen Ausgleich zwischen Täter und Opfer ge-
macht wurden. Der Strafvollzug als gleichwertige 
dritte Säule innerhalb der gesamten Strafrechtspflege 
hat auch insoweit seinen Beitrag zu leisten. 

Der Entwurf will weiterhin dem Auftrag aus § 200 
Abs. 2 Rechnung tragen, wonach bis Ende 1980 über 
eine Erhöhung des Arbeitsentgelts entschieden wer-
den sollte. Der zur Zeit geltende Tagessatz beträgt je 
nach Vergütungsstufe zwischen 5,49 DM und 
9,16 DM, so daß teilweise nicht einmal die Bildung des 
ohnehin gering bemessenen Überbrückungsgeldes 
nach § 51 gelingt. 

Durch die Erhöhung des Bemessungsfaktors für die 
Höhe des Arbeitsentgelts von 5 % auf 6 % soll nicht 
nur dem längst überfälligen gesetzlichen Auftrag ent-
sprochen werden. Vielmehr ist mit dieser Erhöhung 
auch eine Verbesserung der finanziellen Möglichkei-
ten des Gefangenen intendiert, die auf diese Weise 
eher in die Lage versetzt werden, wenigstens ihr 
Überbrückungsgeld anzusparen und — bescheidene 
— Ansätze auch einer materiellen Schadenswieder-
gutmachung zu leisten. 

B. Einzelbegründung 

I. Zu Artikel 1 

1. Zu Nummer 1 (§ 4) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Einfügung des Satzes 3 wird die Opferper-
spektive im Strafvollzug über eine reine Schadens-
wiedergutmachung hinaus als Rahmenbedingung für 
einen auch opferorientierten Vollzug gesetzlich aner-
kannt, nachdem dieser Aspekt bereits in gesetzlichen 
Regelungen der übrigen Strafrechtspflege Eingang 
gefunden hat. Das Verhältnis des Täters zum Opfer ist 
ein Lernfeld für soziale Verantwortung, die zum Voll-
zugsziel gehört. Die Bestandsaufnahme der Vollzugs-
wirklichkeit hat ergeben, daß die Vollzugspädagogik 
in der vergangenen Zeit allzusehr auf die Steigerung 
sozialer Kompetenz bei den Gefangenen abgehoben 
hat, so wichtig dies auch für die Resozialisierung ist. 
Jedenfalls ist das Prinzip „Verantwortung" bzw. „Ge-
genseitigkeit" in den Hintergrund getreten. Über ei-
nen Vollzug, der die sozialen Kontakte zur Familie 
aufrechterhält, über Schuldenregulierung aus dem 
Vollzug heraus und — dieser Aspekt ist neu — über 
eine opferbezogene Vollzugsgestaltung soll das Prin-
zip „Verantwortung sich und anderen gegenüber" 
gestärkt werden. 

Zu Buchstabe b 

Nach der derzeitigen Rechtslage können dem Gefan

-

genen nur Beschränkungen auferlegt werden, die zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwen- 
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dung einer schwerwiegenden Störung der Ordnung 
der Anstalt unerläßlich sind, in der sich der Gefangene 
befindet. Die Praxis hat jedoch die Notwendigkeit ge-
zeigt, auch dann gegen einen Gefangenen beschrän-
kende Maßnahmen zu ergreifen, wenn sie zur Besei-
tigung einer Gefahrenlage in einer anderen Justiz-
vollzugsanstalt erforderlich sind. Die bestehende Ge-
setzeslücke wird durch die Änderung geschlossen. 

2. Zu Nummer 2 (§ 7 Abs. 2) 

Folgeänderung aus der Änderung zu Nummer 1 
Buchstabe a für die praktische Durchführung eines 
auch opferorientierten Strafvollzugs. 

3. Zu Nummer 3 (§ 10 Abs. 1) 

Der Wegfall des Zustimmungserfordernisses bei der 
Verlegung eines Gefangenen in den offenen Vollzug 
ist aus vollzugspraktischer Sicht erforderlich, weil die 
Zustimmung zu häufig aus sachfremden Erwägungen 
des Gefangenen verweigert wird. Bemerkenswert ist, 
daß sie kaum deshalb versagt wird, weil die Gefange-
nen sich nicht den Blicken Außenstehender aussetzen 
wollen. Die Gründe sind vielmehr: Gewöhnung an 
den geschlossenen Vollzug, Unbehagen in bezug auf 
die Erprobungssituation, zu weite Wege für Besucher 
und Abneigung gegen die im offenen Vollzug noch 
überwiegend vorhandenen Gemeinschaftsunter-
künfte. 

Die gegenwärtige Regelung macht die Unterbringung 
eines Gefangenen im offenen Vollzug von seiner Zu-
stimmung abhängig, um diesem ein gewisses Maß an 
Selbstbestimmung zu sichern. Dieses Argument ist 
zweifelhaft, da der geeignete Gefangene im offenen 
Vollzug untergebracht werden soll, die Unterbrin-
gung im offenen Vollzug die Freiheitsbeschränkun-
gen des Gefangenen reduziert und der Staat aufgrund 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes den geringst-
möglichen Eingriff in die Freiheitsrechte vornehmen 
müßte, ohne daß dies von der Einwilligung des Betrof-
fenen abhängen kann. Auch das Argument, der Ge-
fangene könnte die durch den offenen Vollzug ge-
schaffene Erprobungssituation fürchten und müsse 
daher das Recht haben, diese zu vermeiden, ist nicht 
überzeugend. Das Argument widersp richt der Inten-
tion von § 2 Satz 1 und § 4 Abs. 1, wonach die Erpro-
bung im offenen Vollzug einen ganz entscheidenden 
Faktor bei der Erreichung des Vollzugsziels darstellt, 
der sich der Gefangene nicht entziehen dürfte. Die 
systematische Zielsetzung des Strafvollzugsgesetzes, 
das Vollzugsziel durch Behandlung zu erreichen, 
stünde sonst in dem entscheidenden Punkt der Au-
ßenorientierung vor der Entlassung zur Disposition 
des Gefangenen. Zumindest bei der Form der Unter-
bringung im Vollzug soll daher der Zielsetzung dieses 
Gesetzes stärker Rechnung getragen werden, zumal 
dem Gefangenen durch das Zustimmungserfordernis 
bei der Gewährung von Vollzugslockerungen und Ur-
laub aus der Haft genügend eigener Handlungs- und 
Entscheidungsspielraum bleibt. 

4. Zu Nummer 4 (§ 11) 

Zu Buchstabe a 

Die Gewährung von Vollzugslockerungen steht 
— von der Mißbrauchsklausel des Absatzes 2 abgese-
hen — in nicht weiter gebundenem, pflichtgemäßem 
Ermessen der Vollzugsbehörden. Es fehlt insbeson-
dere für Entscheidungen über Ausgänge jeder kon-
krete Hinweis des Gesetzgebers, für welche Fallge-
staltungen Ausgänge in Betracht zu ziehen sind. Die 
Änderung gibt nunmehr einen gesetzlichen Rahmen 
vor, innerhalb dessen die Vollzugsbehörde ihr Ermes-
sen im Sinne der Vorschrift ausüben kann. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Einfügung des Beg riffs der Eignung in die 
geltende Fassung wird gesetzlich klargestellt, daß ne-
ben dem Fehlen einer Mißbrauchsbefürchtung die 
Eignung des Gefangenen im übrigen Voraussetzung 
für die Gewährung einer Vollzugslockerung ist. 

Der neu angefügte Absatz 2 Satz 2 stellt wesentliche 
Gesichtspunkte heraus, die bei der Ausübung des Er-
messens von der Vollzugsbehörde berücksichtigt wer-
den müssen. 

5. Zu Nummer 5 (§ 13) 

Zu Buchstabe a 

Im Hinblick auf die Einfügung des Absatzes 2 enthält 
Absatz 1 nicht mehr die Benennung der Urlaubs-
höchstgrenze, die nunmehr im systematischen Zu-
sammenhang mit der neuen Regelung des Absatzes 2 
steht und deshalb dort eingestellt ist. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift trägt der ständigen Praxis Rechnung, 
wonach für die Berechnung der Urlaubstage der Be-
ginn des Monats maßgeblich ist, in dem nach der 
Strafzeitberechnung die Strafhaft beginnt. Dieses so

-

genannte Vollstreckungsjahr ist fast ausnahmslos 
nicht identisch mit dem Kalenderjahr. 

Häufigkeit und Dauer von Urlaub sind danach auszu-
richten, daß der Gefangene schrittweise an ein Leben 
in Freiheit herangeführt wird. Erfüllt er die Vorausset-
zung für die Beurlaubung erst im Laufe des Jahres, 
sollen ihm in der Regel für jeden angefangenen Ka-
lendermonat nur bis zu zwei Tagen Urlaub gewährt 
werden. 

Die bisher in der Praxis zu verzeichnende Rechtsunsi-
cherheit bei der Berechnung des Urlaubs hinsichtlich 
der Tage, an denen er beginnt und endet, beseitigt der 
Entwurf durch eine klarstellende Bestimmung, daß 
die Tage, in die Urlaubsbeginn und Urlaubsende fal-
len, als volle Urlaubstage gelten, gleichgültig, zu wel-
chen Zeiten diese Maßnahmen festgesetzt sind. Im 
übrigen trägt die Vorschrift der überwiegenden Praxis 
in den Bundesländern Rechnung, wonach zugunsten 
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des Gefangenen Hin- und Rückreise dann als nur ein 
Urlaubstag berechnet werden, wenn die Abwesenheit 
des Gefangenen von der Anstalt an diesen Tagen zu-
sammen 24 Stunden nicht überschreitet. 

Zu Buchstabe c 

Nach der bisherigen Fassung des Absatzes 2 kommt 
Urlaub aus der Haft in der Regel erst in Betracht, wenn 
der Gefangene sich mindestens sechs Monate im 
Strafvollzug befunden hat. Da die Möglichkeit be-
steht, geeignete Gefangene sofort im offenen Vollzug 
unterzubringen, kann de lege lata einigen Gefange-
nen aufgrund der Vollzugsdauer weder nach § 13 
noch nach § 15 Abs. 3 und 4 sofort Urlaub gewährt 
werden, obwohl die übrigen Voraussetzungen vorlie-
gen. Es besteht kein sachlicher Grund, diese Gefan-
genen allein wegen Nichterfüllung der zeitlichen Vor-
aussetzungen vom Urlaub auszuschließen. Mit der 
Unterbringung eines Gefangenen im offenen Vollzug 
sollte vielmehr die Möglichkeit der sofortigen Beur-
laubung einhergehen. Diesem Petitum trägt der Ent-
wurf durch die einschränkende Einfügung der Worte 
„aus dem geschlossenen Vollzug" Rechnung. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Buchstabe e 

§ 13 Abs. 4 hatte bisher keine praktische Bedeutung. 
Dies würde sich ändern, wenn für die Gewährung von 
Urlaub im offenen und geschlossenen Vollzug unter-
schiedliche Regelungen gelten. Es käme zu zahlrei-
chen Unklarheiten über die Eignung von Gefangenen 
in geschlossenen Einrichtungen für den offenen Voll-
zug. 

6. Zu Nummer 6 (§ 14) 

Das Strafvollzugsgesetz regelt bisher nicht, unter wel-
chen Voraussetzungen andere begünstigende Voll-
zugsmaßnahmen als Lockerungen und Urlaub wider-
rufen oder zurückgenommen werden können. Nun-
mehr wird ausdrücklich klargestellt, daß auch für 
diese Maßnahmen die Widerrufs- und Rücknahme-
gründe dieser Vorschrift gelten. 

7. Zu Nummer 7 (§ 15 Abs. 4 und § 39 Abs. 1 
Satz 2) 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

8. Zu Nummer 8 (§ 22 Abs. 3) 

Die Anwendung des unbestimmten Rechtsbegriffs 
„angemessener Umfang" in der geltenden Fassung 
des § 22 Abs. 3 setzt jeweils eine Einzelfallprüfung 
unter Berücksichtigung aller insoweit wesentlichen 

Umstände voraus. Die — abschließend ohnehin nicht 
erfaßbare — Vielzahl der jeweils zu berücksichtigen-
den Umstände führt in der Praxis zu erheblichen 
Schwierigkeiten und birgt zudem die Gefahr ständi-
ger (auch gerichtlicher) Auseinandersetzungen in 
sich. Diesen Schwierigkeiten kann in einer rechtlich 
einwandfreien und zugleich praktikablen Weise nur 
dadurch begegnet werden, daß für den Einkauf vom 
Eigengeld nach § 22 Abs. 3 im Wege einer Gesetzes-
änderung ein bestimmter Höchstbetrag festgesetzt 
wird. 

Der sechsfache Tagessatz der Eckvergütung ent-
spricht den notwendigen Bedürfnissen eines Gefan-
genen. Es erscheint angemessen, diesen Betrag nach 
sechsmonatiger unverschuldeter Arbeitslosigkeit auf 
den zehnfachen Tagessatz zu erhöhen. 

9. Zu Nummer 9 (§ 25 Nr. 1, § 27 Abs. 1 Satz 1, § 28 
Abs. 2 Nr. 1, § 31 Abs. 1 Nr. 1, § 34 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 68 Abs. 2 Satz 2, § 70 Abs. 2 Nr. 2, § 83 Abs. 4) 

Die Änderung der genannten Vorschriften erfolgt aus 
der zu Nummer 1 Buchstabe b dargelegten Erwä-
gung, die Gefahrenlage in einer anderen Justizvoll-
zugsanstalt durch beschränkende Maßnahmen in der 
nicht betroffenen Anstalt bekämpfen bzw. beseitigen 
zu können. 

10. Zu Nummer 10 (§ 26 Satz 4, § 27 Abs. 4 Satz 3) 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

11. Zu Nummer 11 (§ 27 Abs. 3) 

Die Erfahrungen in den Justizvollzugsanstalten haben 
gezeigt, daß unüberwachte Verteidigerbesuche in 
Einzelfällen zum Einbringen von Waffen, von Rausch-
mitteln und von anderen unerlaubten Gegenständen 
mißbraucht werden und daß dies nach der gegenwär-
tigen Rechtslage selbst bei konkretem Verdacht nicht 
verhindert werden kann. Durch die Ergänzung des 
§ 27 Abs. 3 soll eine gesetzliche Grundlage dafür ge-
schaffen werden, daß dem Mißbrauch künftig wirk-
sam begegnet werden kann, ohne daß dadurch we-
sentliche Belange einer wirksamen Verteidigung be-
einträchtigt werden. 

12. Zu Nummer 12 (§ 29) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Änderungen im Hinblick auf die vorge-
sehene Einfügung eines neuen § 29 a. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung soll den Vollzugsbehörden eine gesetz

-

liche Grundlage schaffen, dem möglichen Mißbrauch 
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des unüberwachten Schriftwechsels wirksam begeg-
nen zu können. 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Folgeänderung. 

13. Zu Nummer 13 (§ 29a) 

Die Vorschrift erweitert in Absatz 2 die nach der gel-
tenden Rechtslage bereits bestehenden Ausnahmen 
von der Regelung der § 148 Abs. 2, § 148a StPO auf 
die Fälle, in denen ein Gefangener in die Vorteile des 
§ 17 Abs. 1 oder 2 oder § 18 Abs. 1 Satz 2 über die 
gemeinschaftliche Unterbringung während der Ar-
beit, Freizeit und Ruhezeit einbezogen ist, oder wenn 
ihm gestattet ist, Besuche unüberwacht zu empfan-
gen, mit der Maßgabe, daß in diesen Fällen von Maß-
nahmen gemäß § 148 Abs. 2, § 148a StPO abgesehen 
werden kann. Die Vollzugsbehörde wird mit dieser 
Erweiterung in die Lage versetzt, Vergünstigungen, 
die dem Gefangenen im Verkehr mit anderen Gefan-
genen gewährt werden, angemessen auch auf den 
Verkehr mit seinem Verteidiger auszudehnen. 

14. Zu Nummer 14 (§ 33) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Regelung, deren wesentlicher Inhalt durch die 
Verweisung auf § 51 Abs. 4 Satz 1 die Unpfändbarkeit 
des eingezahlten Geldes ist, wird eine Ungleichbe-
handlung derjenigen Gefangenen, die eine Geldüber-
weisung als Paketersatz erhalten, im Vergleich zu den 
Gefangenen, die ein Paket empfangen, vermieden 
und der Kontrollaufwand der Anstalt verringert. Ge-
fangene, die kein Paket erhalten, können zwar auch 
nach derzeitiger Rechtslage zum Ausgleich vom Ei-
gengeld einkaufen. Liegen bei einem Gefangenen je-
doch Pfändungen vor, sind Angehörige gezwungen, 
um die Pfändung eingezahlten Geldes zu verhindern, 
dem Gefangenen ein Paket zu senden. Dies wird mit 
der Änderung vermieden. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift will die Voraussetzungen für eine wirk-
samere Bekämpfung der Drogeneinfuhr schaffen, die 
häufig mittels Paketempfangs geschieht. Diesen Si-
cherheitserfordernissen entsprechend werden die 
Eingriffsvoraussetzungen insofern herabgesetzt, als 
die Versagung nicht mehr wegen Gefährdung der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt unerläßlich sein 
muß. Vielmehr reicht nunmehr für eine solche Maß-
nahme die Befürchtung aus, daß durch den Paket-
empfang Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefähr

-

det wird. Für den Gefangenen wirkt sich diese Ände-
rung indessen nicht belastend aus, weil sein Recht auf 
Ersatzeinkauf nach Absatz 2 unberührt bleibt. 

Im übrigen handelt es sich um eine durch die Ergän-
zung zu a) bedingte redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Änderung. 

15. Zu Nummer 15 (§ 34 Abs. 2) 

Nach dem Wortlaut von Absatz 2 ist es nicht zulässig, 
den Gnadenstellen der Länder und des Bundes die in 
Absatz 1 bezeichneten Kenntnisse zugänglich zu ma-
chen. Der Begriff „Behörde" ist hier eng auszulegen 
auf den Bereich, dessen Aufgabe es ist, Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten zu verhüten, zu unterbinden 
oder zu verfolgen. Es ist jedoch notwendig, die Gna-
denstellen, die über Strafunterbrechung, Strafausset-
zung und Straferlaß zu entscheiden haben, insoweit 
den Strafvollstreckungskammern gleichzustellen, die 
als zuständige Gerichte Auskünfte erhalten können. 
Dies wird mit der Änderung erreicht. 

16. Zu Nummer 16 (§§ 35, 36) 

Redaktionelle Änderung infolge der Ergänzung des 
§ 11 Abs. 2. Durch die Verweisung auf § 11 Abs. 2 
Satz 1 wird unterstrichen, daß bei der Gewährung von 
Lockerungen nach §§ 35 und 36 der Frage der Bereit-
schaft des Gefangenen zur Mitwirkung an der Errei-
chung des Vollzugszieles (§ 11 Abs. 2 Satz 2) keine 
Bedeutung zukommt. 

17. Zu Nummer 17 (§ 39) 

Mit der Neufassung des § 39 soll die nach der Recht-
sprechung auf Grund der bestehenden Gesetzesfas-
sung unzulässige Selbstbeschäftigung außerhalb der 
Anstalt ermöglicht werden, um den Verlust einer 
selbständigen beruflichen Existenz und damit auch 
möglicherweise den Verlust von Arbeitsplätzen Drit-
ter zu verhindern. 

Um im Interesse der Gleichbehandlung für selbstän-
dig Tätige nicht allgemein einen auf den nächtlichen 
Aufenthalt in einer Justizvollzugsanstalt beschränk-
ten und tagsüber der Kontrolle durch die Vollzugsbe-
hörde entzogenen Strafvollzug zu eröffnen, 

— wird die Selbstbeschäftigung entsprechend der 
Regelung in Nummer 3 Abs. 1 erster Halbsatz VV 
zu § 39 von dem Vorliegen eines wichtigen Grun-
des abhängig gemacht, 

— sind für die Selbstbeschäftigung außerhalb der An-
stalt Kriterien für eine einschränkende Ermessens-
ausübung hinsichtlich der Eignung des Gefange-
nen und der von dem Gefangenen nachzuweisen-
den Erforderlichkeit der Maßnahme vorgesehen 
(Absatz 2 Satz 2); das Kriterium der Eignung ist 
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dabei lediglich ein gesetzlicher Anknüpfungs-
punkt für Ausschlußtatbestände in den bundesein-
heitlichen Verwaltungsvorschriften (z. B. Berufs-
verbot, Wirtschaftsstraftäter, Straftaten im Zusam-
menhang mit der beruflichen Tätigkeit), 

— werden die bisher in Absatz 1 nur für das freie 
Beschäftigungsverhältnis vorgesehenen Zulas-
sungsvoraussetzungen entsprechend der Rege-
lung in Nummer 3 Abs. 1 zweiter Halbsatz VV zu 
§ 39 auch auf die Selbstbeschäftigung ausgedehnt 
und insgesamt in Absatz 3 eingestellt. 

Die für die Selbstbeschäftigung außerhalb der Anstalt 
vorgesehene Ermessensbindung (Absatz 2 Satz 2) ist 
erforderlich, um eine einheitliche Praxis unter Aus-
schluß vollzuglich unerwünschter Fälle sicherzustel-
len. 

Die Einbeziehung der „anderen ausbildenden und 
weiterbildenden Maßnahmen" in Absatz 1 verfolgt im 
Hinblick auf die Regelung in § 50 Abs. 2 das Ziel, 
bezüglich des Haftkostenbeitrags eine Gleichbehand-
lung der Gefangenen, die an allgemeinen schulischen 
Maßnahmen teilnehmen, mit den Gefangenen sicher-
zustellen, die an beruflich ausgerichteten schulischen 
Maßnahmen teilnehmen. 

18. Zu Nummer 18 (§ 46) 

§ 46 in der geltenden Fassung gewährt dem Gefange-
nen beim Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen 
einen Rechtsanspruch auf ein „angemessenes" Ta-
schengeld. Ebenso wie § 22 Abs. 3 enthält diese Rege-
lung einen unbestimmten Rechtsbegriff, der im Rah-
men der Einzelfallprüfung die Berücksichtigung einer 
Vielzahl von Umständen erforderlich macht. Aus den 
zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 22 Abs. 3) genannten Gründen ist 
eine rechtlich einwandfreie und zugleich praktikable 
Festsetzung der Höhe des Taschengeldes unter Be-
rücksichtigung des vorhandenen Haus- und Eigen-
geldes geboten. 

19. Zu Nummer 19 (§ 47 Abs. 1 Satz 1) 

Die Festlegung der Mindestwertgrenze in Absatz 1 
auf 30 DM entsprach ungefähr der Höhe des Taschen-
geldes bei Inkrafttreten dieses Gesetzes. Dieser Be-
trag sollte den Gefangenen mindestens für den Ein-
kauf oder anderweit zur Verfügung stehen. Da jedoch 
die Eckvergütung im Laufe der Zeit ständig gestiegen 
ist, muß nunmehr eine Änderung des Mindestbetra-
ges erfolgen. Durch die jetzige Fassung ist gewährlei-
stet, daß der Mindestbetrag der jeweiligen Erhöhung 
der Eckvergütung angepaßt ist. 

20. Zu Nummer 20 (§ 83) 

Zu Buchstaben a und c 

Die geltende Regelung bietet keine einwandfreie 
Grundlage, den Gewahrsam des Gefangenen an ein-
gebrachten Sachen zu unterbinden bzw. während der 
Haft erworbene Gegenstände zur Habe zu nehmen. 

Von der Regelung in Absatz 1 Satz 1 werden nämlich 
eingebrachte Sachen nicht erfaßt, denn diese werden 
dem Gefangenen nicht überlassen; sie können ihm 
nur belassen werden. Der Entwurf will hier durch Ein-
fügung des Wortes „belassen" klarstellen, daß auch 
diese Fälle von dem Erfordernis der Zustimmung 
durch die Vollzugsbehörde erfaßt sind. Nunmehr ist 
sichergestellt, daß allein die Vollzugsbehörde darüber 
entscheidet, was der Gefangene an eingebrachten 
oder erworbenen Sachen in Gewahrsam haben darf; 
ferner, daß sämtliche Sachen — nicht nur die einge-
brachten — zur Habe des Gefangenen genommen 
werden, wenn er sie nach der Entscheidung der Voll-
zugsbehörde nicht in Gewahrsam haben darf. 

Zu Buchstabe b 

Um unerwünschten Geschäften in den Vollzugsan-
stalten wirksam vorbeugen zu können, muß auch die 
Abgabe von Sachen an die Zustimmung der Vollzugs-
behörde geknüpft sein. Nur so läßt sich auch eine 
Gleichbehandlung der an einem „Geschäft" beteilig-
ten Gefangenen erzielen. 

21. Zu Nummer 21 (§ 84) 

Der Entwurf regelt in dieser Vorschrift nunmehr auch 
die Untersuchung von Gefangenen, was eine entspre-
chende Ergänzung der Überschrift erforderlich 
macht. 

Im Hinblick auf die Erweiterung der Anordnungsbe-
fugnis in bezug auf Durchsuchungen, die mit einer 
körperlichen Entkleidung verbunden sind, wird der 
Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 2 auf die 
Durchführungsmodalitäten derartiger Durchsuchun-
gen beschränkt und die Anordnungsbefugnis zusam-
menfassend im neuen Absatz 3 geregelt. 

Es wird klargestellt, daß sich die Befugnis des An-
staltsleiters, allgemein anzuordnen, daß Gefangene 
unter Entkleidung körperlich durchsucht werden, 
auch auf die von Freiheitsvergaben oder gerichtlichen 
Terminen in die Anstalt zurückkehrenden Gefange-
nen bezieht. Daneben werden in diese Vorschrift die 
Anordnungsbefugnisse des bisherigen Absatzes 2 
eingestellt. 

In der Vollzugspraxis hat sich die Notwendigkeit er-
geben, gegebenenfalls auch zwangsweise ärztliche 
Untersuchungen durchzuführen, die medizinisch 
nicht indiziert, sondern allein aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung geboten sind. Es bedarf in begrün-
deten Fällen der Feststellung, ob ein Gefangener in 
nicht einsehbaren Körperhöhlen und -öffnungen z. B. 
Rauschgift in die Anstalt einzubringen versucht. 

Die Möglichkeit, eine medizinische Untersuchung 
auch aus Gründen der Sicherheit und Ordnung 
zwangsweise durchzuführen, ist bisher nicht aus-
drücklich geregelt. Die Vorschrift in § 101 regelt nur 
ärztliche Zwangsmaßnahmen, die medizinisch indi-
ziert sind. Diese Lücke will der Entwurf nunmehr 
schließen. 
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22. Zu Nummer 22 (§ 93 Abs. 2) 

Dem Wortlaut des § 93 Abs. 2 kann nicht entnommen 
werden, daß die Regelung sich lediglich auf Absatz 1 
Satz 1 beziehen sollte. Obwohl Absatz 2 in bezug auf 
Absatz 1 keinerlei Einschränkungen enthält, legt die 
Rechtsprechung zu der bisherigen, insoweit wortglei-
chen Übergangsfassung des § 93 Abs. 2 (§ 199 Abs. 2 
Nr. 4) dennoch diese Vorschrift teilweise so aus, daß 
mit ihr nur Forderungen nach Absatz 1 Satz 1 erfaßt 
werden. Mit der jetzigen Änderung nimmt der Ent-
wurf die notwendig gewordene Klarstellung vor. 

Weiterhin ist — ebenfalls in bezug auf die bisherige 
Übergangsfassung — streitig, ob die Vorschrift auch 
auf das Taschengeld angewandt werden kann. Dieser 
Zweifel wird mit der entsprechenden Einfügung be-
hoben, die Einbeziehung des Taschengeldes nun-
mehr ausdrücklich ermöglicht. Diese Reaktionsmög-
lichkeit ist sachlich geboten. Wollte man das Taschen-
geld von der Inanspruchnahme ausnehmen, so würde 
dies zu einer nicht zu rechtfertigenden Ungleichbe-
handlung zum Nachteil der arbeitenden Gefangenen 
führen. Ihnen würde der Ertrag ihrer Arbeit, soweit er 
den Mindestbetrag übersteigt, genommen, während 
nicht arbeitende Gefangene das ihnen aus der Staats-
kasse überlassene Geld behalten dürften. Mit der Än-
derung bleibt einem Gefangenen das erforderliche 
Minimum an Mitteln zur Bef riedigung persönlicher 
Bedürfnisse durch den — auch hier anstelle der 
30 DM eingeführten — geschützten Sockelbetrag des 
vierfachen Tagessatzes der Eckvergütung erhalten. 

Mit der Einführung des geschützten Sockelbetrages 
schließlich ist die Vorschrift nunmehr so gefaßt, daß 
sie die Übergangsfassung entbehrlich macht und des-
halb in Kraft gesetzt werden kann. Dadurch, daß sie 
nicht mehr auf den Mindestbetrag des Hausgeldes 
abstellt, sondern diesen durch den vierfachen Tages-
satz der Eckvergütung definiert, vermag diese Rege-
lung mit den bisherigen Vorschriften praktikabel zu 
werden, ohne daß es der Inkraftsetzung des nach wie 
vor suspendierten § 47 bedarf. 

23. Zu Nummer 23 (§ 120 Abs. 2) 

Die Bestimmung soll an den Sprachgebrauch der Zi-
vilprozeßordnung angeglichen werden. 

24. Zu Nummer 24 (§ 120 a) 

Die Vorschrift enthält verfahrensrechtliche Bestim-
mungen aufgrund der Einführung eines Gerichtsko-
stenvorschusses nach § 67 a des Gerichtskostengeset-
zes (vgl. Artikel 2). 

25. Zu Nummer 25 (§ 121 Abs. 4 und 5) 

Zu Buchstabe a 

Die zusätzliche Verweisung auf § 162 Abs. 2 Satz 2 
der Verwaltungsgerichtsordnung stellt klar, daß zu 
den Kosten des Verfahrens auch die in einem nach 

§ 109 Abs. 3 zulässigen Verwaltungsvorverfahren 
entstandenen Gebühren und Auslagen eines Rechts-
anwaltes gehören, soweit die Bevollmächtigung not-
wendig war. 

Zu Buchstabe b 

Die Einführung des Tagessatzprinzips soll die Anpas-
sung der Vorschrift an die Erhöhung des Arbeitsent-
gelts ermöglichen. 

26. Zu Nummer 26 (§ 133 Abs. 2) 

Es handelt sich um eine erforderliche Folgeänderung 
aus der Änderung des § 46 unter Berücksichtigung 
der geltenden Verwaltungsvorschriften zu § 133. Die 
gesetzliche Regelung über den erhöhten Taschen-
geldbetrag bei Sicherungsverwahrten ist geboten, da-
mit nicht die zu § 46 vorgeschlagene Regelung über 
§ 130 Anwendung finden kann und eine Schlechter-
stellung der Sicherungsverwahrten insoweit vermie-
den wird. 

27. Zu Nummer 27 (§ 152 Abs. 4) 

In bezug auf Ladung (Einweisung) und Unterbrin-
gung Verurteilter bindet § 152 die Vollstreckungsbe-
hörde und die Vollzugsbehörde. Für letztere ist in den 
§§ 8, 65 und 85 gesetzlich festgelegt, unter welchen 
Voraussetzungen vom Vollstreckungsplan abgewi-
chen werden kann. Einer solchen Konkretisierung be-
darf es auch für die Vollstreckungsbehörde, nicht zu-
letzt auch deshalb, weil mit der Zuständigkeit der 
Anstalt gemäß § 110 auch die Zuständigkeit der Straf-
vollstreckungskammer begründet und damit der ge-
setzliche Richter festgelegt wird. Der Entwurf sieht 
deshalb vor, daß auch für die Fälle von Einweisungen 
Abweichungen vom Vollstreckungsplan nur aus den 
in §§ 8, 65 und 85 genannten Gründen zulässig 
sind. 

28. Zu Nummer 28 (§ 156 Abs. 3) 

Die Ergänzung stellt eine Folgeänderung zur vorge-
schlagenen Änderung des § 84 dar, sie erstreckt das 
Erfordernis der Zustimmung der Aufsichtsbehörde auf 
die bedeutsame Maßnahme der Untersuchung von 
Gefangenen. 

29. Zu Nummer 29 (§ 176 Abs. 3 und 4) 

Die Ergänzung erklärt § 93 auch im Jugendstrafvoll-
zug für anwendbar. Bisher gab es keine gesetzliche 
Grundlage, Ersatz von Aufwendungen gegenüber Ju-
gendstrafgefangenen geltend zu machen. Die jetzige 
Regelung steht mit der Aufgabe des Jugendstrafvoll-
zuges, die Jugendlichen und Heranwachsenden zu 
einem verantwortungsbewußten Lebenswandel zu er-
ziehen, voll in Einklang. 
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Im übrigen handelt es sich um Folgeänderungen im 
Hinblick auf die Änderung in § 46. 

30. Zu Nummer 30 (§ 177) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Ergänzung schafft die notwendige gesetzliche 
Grundlage für die Geltendmachung von Aufwendun-
gen gegenüber einem Untersuchungsgefangenen. 

31. Zu Nummer 31 (§ 195) 

Die Einfügung bedeutet eine Klarstellung, daß die 
Praxis der Einbehaltung von Beitragsteilen zur Sozial-
versicherung von den Bezügen eines Gefangenen 
nach § 195 und der dazugehörigen bundeseinheitli-
chen Verwaltungsvorschrift nicht dem geltenden 
Recht widersp richt. § 195 ist als lex specialis zu den 
allgemeinen Regelungen des Sozialversicherungs-
rechts konzipiert. Die Vorschrift verweist lediglich auf 
die Rechtsfolge der Heranziehung des Gefangenen 
mit einer Eigenbeteiligung. 

32. Zu Nummer 32 (§ 199 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 5) 

Zu Buchstaben a und c 

Redaktionelle Änderung im Hinblick auf die vorge-
schlagene Änderung zu § 46. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Anhebung des Arbeitsentgelts in § 200 
Abs. 1 von bisher 5 auf künftig 6 % der Bemessungs-
grundlage und damit um 20 % der bisherigen Bezüge 
soll der Gefangene eher als bisher in die Lage versetzt 
werden, durch Ansparung des notwendigen Über-
brückungsgeldes für die Zeit nach der Entlassung zu 
sorgen und auch materiellen Schaden wiedergutzu-
machen. Die Erreichung dieses Zieles wird erheblich 
beeinträchtigt, wenn dem Gefangenen zwei Drittel 
und damit der weitaus größere Teil des Erhöhungs-
betrages wiederum als Hausgeld zur Bef riedigung 
von laufenden Bedürfnissen in der Justizvollzugsan-
stalt zur Verfügung stehen. Nach den Erfahrungen in 
den Justizvollzugsanstalten reicht der derzeitige Be-
trag des Hausgeldes zur Bef riedigung der täglichen 
Bedürfnisse des Gefangenen in der Anstalt im wesent-
lichen aus, zumal der Kaufkraftverlust durch die jähr-
liche Anpassung der Bemessungsgrundlage in § 200 
Abs. 1 jeweils ausgeglichen wird. Nach der obigen 
Regelung sollen der bisherige Besitzstand des Gefan-
genen voll gewahrt bleiben und ihm darüber hinaus 
ein kleiner Teil des Erhöhungsbetrages beim Arbeits-
entgelt zusätzlich als Hausgeld zur Verfügung stehen; 

der größere Teil des Erhöhungsbetrages soll dagegen 
dem Überbrückungsgeld oder dem Eigengeld zuflie-
ßen. Diese geringfügige Korrektur bei der Aufteilung 
des Arbeitsentgelts auf das Hausgeld und das Über-
brückungsgeld bzw. das Eigengeld sollte auch als 
Weichenstellung für die zumindest mittelfristig vorge-
sehene weitere Erhöhung des Arbeitsentgelts in § 200 
angesehen werden. 

33. Zu Nummer 33 (§ 200) 

Zu Buchstabe a 

Eine Anhebung des Arbeitsentgelts auf 6 % der Be-
messungsgrundlage bedeutet einen weiteren Schritt 
in Richtung auf eine leistungsgerechtere Entlohnung 
der Gefangenen. Die Erhöhung um einen Prozent-
punkt stellt sich nämlich für den Gefangenen als eine 
20%ige Anhebung seiner bisherigen Bezüge dar. Be-
trägt derzeit bei einer Eckvergütung von 7,33 DM täg-
lich sein monatliches Arbeitsentgelt 146,60 DM, so 
wird es sich nach der Anhebung schon auf 175,92 DM 
belaufen. Damit wird er eher in die Lage versetzt, 
neben der Bef riedigung seiner täglichen Bedürfnisse 
das Überbrückungsgeld schneller anzusparen und 
gegebenenfalls — wenn sicherlich auch noch in be-
scheidenen Ansätzen — materiellen Schaden wieder-
gutzumachen. 

Zu Buchstabe b 

Absatz 2 soll auch künftig die Notwendigkeit der Fort-
schreibung der Höhe des Arbeitsentgelts zum Aus-
druck bringen und eine Entscheidung hierüber bis zu 
dem genannten Termin sicherstellen. 

34. Zu Nummer 34 (§ 201 Nr. 2) 

Nach Nummer 2 kann u. a. die gemeinschaftliche Un-
terbringung während der Arbeitszeit abweichend von 
§ 17 eingeschränkt werden, jedoch nur bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 1988. Dieser Termin wird um 
fünf Jahre hinausgeschoben, weil nicht alle Länder 
u. a. wegen der Auswirkungen der noch anhaltenden 
schwierigen Haushaltslage in der Lage sind, in allen 
Anstalten rechtzeitig die sachlichen Voraussetzungen 
für die Einhaltung des festgesetzten Termins zu schaf-
fen. 

IL Zu Artikel 2 

Die Praxis hat gezeigt, daß Gefangene in nicht uner-
heblichem Umfang mutwillig und auch mißbräuchlich 
Anträge auf gerichtliche Entscheidung nach §§ 109 ff. 
stellen, die auf den ersten Blick keine Aussicht auf 
Erfolg haben, aber sehr viel Personal bei den Justiz-
vollzugsanstalten und bei den Gerichten in nicht ver-
tretbarer Weise belasten. Deshalb soll das Gericht die 
Möglichkeit erhalten, die Zahlung des Gerichtsko-
stenvorschusses anzuordnen, um die Gefangenen zu 
einem verantwortungsbewußten Gebrauch des 
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Rechtsbehelfs nach den §§ 109 ff. anzuhalten. Die 
Konfrontation eines Gefangenen mit Kostenauswir-
kungen schon bei Einreichung des Antrages auf ge-
richtliche Entscheidung erscheint zur Vermeidung 
aussichtsloser Anträge wesentlich effektiver als die in 
Ferne gerückte Möglichkeit, nach Ende des Verfah-
rens Kosten tragen zu müssen. 

Die finanziellen Auswirkungen halten sich in Gren-
zen: Der Mindestvorschuß würde zur Zeit 15 DM be-
tragen. Bei einem Streitwert von beispielsweise 
500 DM wären 24 DM vorzuschießen. Hinzu kämen 
Zustellungskosten. Angesichts dieser relativ geringen 
Beträge ist nicht zu erwarten, daß Gefangene von aus-
sichtsreichen Anträgen aus finanziellen Gründen Ab-
stand nehmen, zumal bedürftige Gefangene Prozeß-
kostenhilfe beantragen können. 

III. Zu Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält eine Ermächtigung des Bun-
desministers der Justiz zur Neufassung des Strafvoll-
zugsgesetzes. 

IV. Zu Artikel 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

V. Zu Artikel 5 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Geset-
zes. Im Hinblick auf die infolge der Gesetzesänderung 
notwendigen organisatorischen Folgen in den Justiz-
vollzugsanstalten soll zwischen der Verkündung und 
dem Inkrafttreten des Gesetzes ein Zeitraum von min-
destens sechs Monaten liegen. Zugleich wird in Kon-
sequenz der Änderung zu Artikel 1 Nr. 15 § 93 Abs. 2 
gemäß § 198 Abs. 3 in Kraft gesetzt. Einer Aufhebung 
der bisherigen Übergangsfassung des § 199 Abs. 2 
Nr. 4 bedarf es nicht, weil diese Vorschrift ausdrück-
lich nur bis zum Inkrafttreten des besonderen Bundes-
gesetzes nach § 198 Abs. 3 gilt. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

I. Allgemeines 

Die in dem Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen 
über die Anhebung des Arbeitsentgelts und die Auf-
nahme von Maßnahmen zum Ausgleich von Tatfolgen 
in den Vollzugsplan führen die mit den Gesetzge-
bungsarbeiten zum Strafvollzugsgesetz begonnene 
Fortentwicklung des Strafvollzuges weiter. Die Bun-
desregierung begrüßt diese Vorschläge. Sie betont die 
Notwendigkeit, die mit dem Strafvollzugsgesetz be-
gonnene Entwicklung kontinuierlich weiterzufüh-
ren. 

Die Bundesregierung stimmt Bestrebungen zu, frü-
here Reformvorstellungen auf Grund der inzwischen 
gesammelten Erfahrungen näher zu präzisieren und 
Regelungen für die Verwaltung leichter handhabbar 
und zugleich für die Gefangenen verständlicher zu 
machen. Hierunter fallen die Vorschläge für eine ge-
nauere Regelung der Beträge, die den Gefangenen 
zur Verfügung stehen sollen, sowie die Neuregelung 
der Paketüberwachung. Was neue Herausforderun-
gen wie die Drogenkriminalität und der Terrorismus 
anbelangt, so sieht die Bundesregierung, daß beson-
dere Vorkehrungen im Strafvollzug notwendig sind. 
Sie weist aber darauf hin, daß Lösungen nicht aus-
schließlich in der Erweiterung von Eingriffsbefugnis-
sen gesucht werden sollten. Dies gilt nament lich für 
Regelungen des Verteidigerverkehrs. Sie hält deshalb 
im Hinblick auf die insoweit übermittelten Wünsche 
der Vollzugsverwaltungen eine ins einzelne gehende 
Prüfung im weiteren Gesetzgebungsverfahren für 
notwendig. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (Weckung der Einsicht in die 
Buchstabe a 	Tatfolgen) 

Der Vorschlag zur Ergänzung des § 4 Abs. 1 geht weit 
über die Begründung hinaus. Er befaßt sich nicht nu,r 
mit der in der Begründung genannten Opferperspek-
tive, sondern trifft eine Regelung, die die Vollzugsbe-
hörden verpflichtet, die Behandlung des Gefangenen 
an der Weckung einer bestimmten Einsicht auszurich-
ten. Dies ist nach den geltenden Vorschriften bereits 
zulässig, soweit dies zu der in § 2 geregelten Befähi-
gung des Gefangenen zu straffreier Lebensführung 
oder zu der in § 3 geregelten Gestaltung des Vollzu-
ges beiträgt. Die Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Regelung bedarf einer Überprüfung im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (Erweiterung der Eingriffsbefug-
Buchstabe b, Nr. 9 nisse zum Schutze aller Justiz-

vollzugsanstalten) 

Der vorgeschlagenen Änderung des § 31 Abs. 1 Nr. 1 
über das Anhalten von Schreiben, des § 34 Abs. 1 
Nr. 1 über die Verwertung von Kenntnissen aus der 
Besuchs- und Schriftwechselüberwachung und des 
§ 83 Abs. 4 über die Vernichtung und Unbrauchbar

-

macheng sicherheitsrelevanter Aufzeichnungen wird 
zugestimmt. Die vorgeschlagene Erweiterung des 
Auffangtatbestandes des § 4 Abs. 2 Satz 2 bedarf im 
Hinblick auf die Notwendigkeit, die Eingriffsbefugnis 
hinreichend zu begrenzen, einer weiteren Überprü-
fung im Gesetzgebungsverfahren. Es ist ferner zu-
nächst nicht zu erkennen, daß eine Erweiterung der 
Vorschriften über die Untersagung von Besuchen und 
Schriftwechsel, über die Anordnung der Besuchs-
überwachung, über die Vorenthaltung von Zeitungen 
und über die Einschränkung des Besitzes für die Frei-
zeitbeschäftigung zum Schutze einer anderen Anstalt 
notwendig ist. Die vorgeschlagene Änderung des § 25 
Nr. 1, des § 27 Abs. 1 Satz 1, des § 28 Abs. 2 Nr. 1, des 
§ 68 Abs. 2 Satz 2 und des § 70 Abs. 2 Nr. 2 ist deshalb 
ebenfalls überprüfungsbedürftig. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (Ergänzung des Vollzugsplans) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (Wegfall der Zustimmungsbedürf-
tigkeit bei Verlegung in den offe-
nen Vollzug) 

Der Vorschlag bedarf der Überprüfung namentlich, 
soweit er die Abneigung der Gefangenen gegen zu 
weite Wege der Besucher und gegen die im offenen 
Vollzug überwiegend vorhandenen Gemeinschafts-
unterkünfte überwinden so ll. Das Strafvollzugsgesetz 
geht davon aus, daß der Verkehr des Gefangenen mit 
Personen außerhalb der Anstalt zu fördern ist (§ 23 
Satz 2) und daß die gemeinsame Unterbringung wäh

-

rend der Ruhezeit möglichst vermieden werden soll. 
Im offenen Vollzug ist deshalb die gemeinsame Unter-
bringung während der Ruhezeit an die Zustimmung 
des Gefangenen geknüpft (§ 18 Abs. 2 Satz 1). 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (Regelung des Ausgangszwecks) 
Buchstabe a, Nr. 7 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu Artikel 1 Nr. 4 (Einführung der Mitwirkungs-
Buchstabe b, Nr. 16 bereitschaft als Eignungsvor

-

aussetzung für Urlaub) 

Das Strafvollzugsgesetz hat für die Lockerungen und 
für den Urlaub aus der Haft keine anderen gesetzli-
chen Grenzen vorgesehen als das Fehlen der in § 11 
Abs. 2 geregelten Mißbrauchs- und Rückfallgefahr. 
Die jetzt vorgeschlagene Ergänzung betont einseitig 
einen bestimmten Gesichtspunkt. Dies erhöht die Ge-
fahr von Fehlauslegungen und Mißverständnissen. 
Die Wendung, daß die Mitwirkungsbereitschaft 
„auch" zu berücksichtigen sei, macht zudem den 
Charakter dieser Regelung als einer Verwaltungsvor

-

schrift deutlich. Dennoch wird die Bundesregierung 
die Zweckmäßigkeit einer gesetzlichen Regelung im 
Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstaben a, b (Berechnung der 
Urlaubsdauer) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (Sonderregelung für den Urlaub 
Buchstaben c, d, e aus dem offenen Vollzug) 

Gegen die zu c) vorgeschlagene Änderung, die Regel-
frist von sechs Monaten für die Gewährung von Ur-
laub aus der Haft im offenen Vollzug entfallen zu las-
sen, werden keine Bedenken erhoben. Es erscheint 
jedoch unzweckmäßig, die bisher im Gesetz enthal-
tene Regelung einer Gleichbehandlung der im ge-
schlossenen Vollzug befindlichen, aber für den offe-
nen Vollzug geeigneten Gefangenen nunmehr entfal-
len zu lassen, da eine besondere Regelung für Gefan-
gene im offenen Vollzug eingeführt werden soll. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (Einfügung einer allgemeinen 
Weisungs- und Aufhebungsvor-
schrift für begünstigende Maß-
nahmen) 

Entgegen der Begründung enthält das Gesetz in § 70 
Abs. 3 bereits eine Widerrufsregelung für den Besitz 
von Gegenständen für die Freizeitbeschäftigung, die 
auch für den Besitz von eigenen Hörfunkgeräten und 
Fernsehgeräten gilt. Im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens wird noch eine Abstimmung mit 
dieser Regelung vorzunehmen und zu prüfen sein, 
wieweit die in dieser Regelung enthaltenen Wider-
rufstatbestände sich besser für die von der Praxis für 
notwendig gehaltene allgemeine Widerrufsvorschrift 
eignen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (Bezugnahme auf Außenbeschäf-
tigung bzw. Freigang) 

Folgeänderung zu Nummer 4 Buchstabe a. Stellung-
nahme siehe dort . 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (Ersetzung des unbestimmten 
Rechtsbegriffs „angemessener 
Umfang" durch einen bestimm-
ten Betrag für den Einkauf) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (Ausweitung von Eingriffsbefug-
nissen zum Schutze anderer Ju

-

stizvollzugsanstalten) 

Siehe Nummer 1 Buchstabe b. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (Bezugnahme auf die Fälle des 
§ 129a StGB) 

Folgeänderung zu Nummer 13. Stellungnahme siehe 
dort. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 (Ermächtigung des Anstaltslei-
ters zur Anordnung der Trenn-
scheibe bei Verteidigerbesu-
chen) 

Die vorgeschlagene Einschränkung trifft wesentliche 
Belange der Verteidigung. Andere praktische Maß-
nahmen wie die Durchsuchung der Gefangenen vor 
und nach dem Besuch können die Sicherheit der An-
stalten ebenfalls verbessern. Der Vorschlag bedarf im 
Zusammenhang mit den Vorschlägen zu Num-
mern 12 und 13 der Überprüfung. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 (Kontrolle des unüberwachten 
Schriftwechsels) 

Die vorgeschlagene Änderung steht im Zusammen-
hang mit den Vorschlägen zu Nummern 11 und 13. Sie 
bedarf einer Überprüfung im Zusammenhang hiermit 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren. 

Zu Artikel 1 (Befugnis zur Einschränkung der 
Nr. 13, Nr. 10 Überwachung des Schriftverkehrs mit 

Verteidigern) 

Der Vorschlag steht im Zusammenhang mit den vor

-

stehenden Änderungen über die Kontrolle des Ver-
kehrs des Verteidigers mit dem Gefangenen (Num-
mern 11 und 12) und muß im Zusammenhang hiermit 
überprüft werden. 
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Zu Artikel 1 Nr. 14 (Ersetzung von Nahrungs- und 
Genußmittelpaketen durch Ein-
kauf) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (Mitteilung von Überwachungs-
kenntnissen an Gnadenstellen) 

Der Vorschlag umfaßt entgegen der Begründung 
auch Mitteilungen an Stellen, die mit einem Gnaden-
verfahren nur befaßt sind, ohne für die Entscheidung 
zuständig zu sein. Die Bundesregierung schlägt vor, 
Mitteilungen der Vollzugsbehörden nur an den Gna-
denträger und an solche Stellen zuzulassen, die von 
ihm mit der Vorbereitung der Entscheidung beauf-
tragt sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 16 (Ausnahmen von der neu einge-
führten Eignungsvoraussetzung 
des § 11 Abs. 2) 

Folgeänderung zu Nummer 4 Buchstabe b. Stellung-
nahme siehe dort. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 (Freies Beschäftigungsverhält-
nis, Selbstbeschäftigung außer-
halb der Anstalt) 

Der Tendenz des Vorschlages, für die Selbstbeschäf-
tigung der Gefangenen außerhalb der Anstalt einen 
gesetzlichen Rahmen zu geben, wird zugestimmt. Die 
Frage, ob dieser Rahmen sämtliche geeigneten Fälle 
umfaßt, bedarf weiterer Prüfung. Nicht zuletzt muß 
sichergestellt werden, daß auch Hausfrauen diese 
Möglichkeit gewährt werden kann. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 (Berechnung des Taschengel-
des) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 (Berechnung des  Hausgeldes) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 20 (Ergänzung der Regelungen 
über den Besitz der Gefange-
nen) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 (Untersuchung aus Sicherheitsgrün-
Nr. 21, Nr. 28 den, allgemeine Anordnung der 

Durchsuchung und Untersuchung) 

Die Entwurfsvorschrift bedarf der Überprüfung. Na-
mentlich stellen die in Absatz 3 geregelten Untersu-
chungen und Durchsuchungen tiefgreifende Eingriffe 
in die Integrität des Betroffenen dar. Dem kann regel-
mäßig nur die Entscheidung im Einzelfall gerecht 
werden. Es ist insbesondere nicht ersichtlich, daß die 
bisher in § 84 Abs. 3 geregelte Befugnis zur allgemei-
nen Anordnung dieser Maßnahmen auch auf die ärzt-
liche Untersuchung erstreckt werden muß. 

Der Vorschlag zu Nummer 28 bedarf gegebenenfalls 
einer Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 22 (Schadens- und Aufwendungs-
ersatz aus Bezügen des Gefan-
genen) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 (Prozeßkostenhilfe) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 24 (Kostenvorschuß) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 (Erstattung von Auslagen für 
den zugezogenen Bevollmäch-
tigten im Vorverfahren, Verfah-
renskosten) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 (Taschengeld in der Sicherungs

-

verwahrung 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (Abweichung vom Vollstrek

-

kungsplan bei der Einweisung) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 (Zuständigkeit des Anstaltslei-
ters für die Durchsuchung und 
Untersuchung) 

Siehe Nummer 21. 



Drucksache 11/3694 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Zu Artikel 1 Nr. 29 (Entsprechende Anwendung für 
den Jugendstrafvollzug) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 (Entsprechende Anwendung für 
den Untersuchungshaftvollzug) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 31 (Beiträge des Gefangenen zur 
Arbeitslosen- und Sozialversi-
cherung) 

Die vorgeschlagene Änderung widersp richt dem 
Grundsatz, das Leben im Vollzug den allgemeinen 
Lebensverhältnissen anzugleichen. Die Einbehaltung 
von Beitragsteilen zur Sozialversicherung von den Be-
zügen der Gefangenen ist nur in dem Maße gerecht-
fertigt, in dem auch Arbeitnehmer zur Beitragszah-
lung herangezogen werden können. Bei geringem Ar-
beitsentgelt hat der Arbeitgeber den gesamten Bei-
trag zu zahlen. Diese Regelung soll auch weiterhin für 
Gefangene gelten. 

Zu Artikel 1 Nr. 32 (Bemessung des Taschengeldes 
für die Übergangszeit) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 33 (Erhöhung des Arbeitsentgelts) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 34 (Gemeinschaftliche Unterbrin-
gung während Arbeitszeit und 
Freizeit) 

Dem Vorschlag wird widersprochen. Unter Ausnut

-

zung der gegebenen Belegungssituation sollte der 
Wegfall der Übergangsvorschrift ermöglicht werden. 

Zu Artikel 2 (Gebührenvorschuß) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Artikel 3 bis 5 (Neufassung, Berlin-Klausel, In

-

krafttreten) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 






